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ZuSAmmEnFASSunG



Zusammenfassung Unser Lobbyreport bilanziert die Entwicklungen im Bereich Lobbyismus in den Regierungsjahren 2009 bis 2013. In ausgewählten Bereichen haben wir Problemfälle der letzten Jahre und die politische Debatte über Lobbyregulierung untersucht. Wir zeigen auf, wo in Deutschland Nachholbedarf bei der Regulie-



rung von Lobbyismus besteht und welche Vorschläge blockiert wurden. Unser Lobbyreport bildet einen Auftakt: Auch die Initiativen oder Blockaden der nächsten Bundesregierung im Bereich Lobbyismus werden wir in ähnlicher Form auswerten.



Lobbyregulierung als gesellschaftliche Zukunftsaufgabe •



Lobbyismus und Lobbyverflechtungen in Deutschland sind ein großes Problem: Das zeigen sowohl die zahlreichen Affären der letzten Jahre (u. a. Mövenpick-Spende, Steinbrücks Vortragstätigkeiten, von Klaedens Seitenwechsel) als auch die hohe Zahl an intransparenten Parteispenden, Nebeneinkünften und Seitenwechsel-Fällen.



•



Politische Entscheidungen werden zunehmend durch personelle und finanzielle Verflechtungen und von finanzstarken Lobbygruppen geprägt. Zugleich spiegelt Lobbyismus bestehende gesellschaftliche Ungleichheiten wider. Benachteiligt sind dann vor allem diejenigen, die über weniger Ressourcen und Zugänge verfügen.



•



Die Regulierung von Lobbyismus hat mit dieser Entwicklung nicht Schritt gehalten. Das betriff t sowohl die Offenlegungspflichten bei der Parteienfinanzierung und bei Nebeneinkünften als auch Schranken bei Seitenwechseln und ein wirkungsvolles Gesetz zur Abgeordnetenkorruption. Gravierende Regelungslücken tragen dazu bei, dass viele Verflechtungen im Verborgenen bleiben oder nicht kontrolliert werden können. Auch die Auflagen zur Registrierung von Lobbyisten sind völlig veraltet (Stichwort Verbändeliste).



•



Trotz Nachholbedarf bei der Regulierung von Lobbyismus hat die schwarz-gelbe Koalition Probleme ignoriert, Lösungsvorschläge blockiert und keine eigenen Ansätze vorgelegt. Affären blieben weitgehend folgenlos. Nur in einem der von uns untersuchten Themen – den Nebeneinkünften – gab es in der laufenden Legislaturperiode kleine Verbesserungen (zu den Themen siehe unten).



•



Auch international steht die Bundesregierung in der Kritik: Sowohl bei der Parteienfinanzierung als auch bei der Abgeordnetenbestechung hat Deutschland den Rat der Staatengruppen gegen Korruption (GRECO) weitgehend ignoriert. In beiden Bereichen hat GRECO mittlerweile die zweite Stufe seines Mahnverfahrens eingeleitet.



•



Eine neue Bundesregierung muss zeigen, dass sie das Problem Lobbyismus wirklich ernst nimmt. Schranken für und Kontrolle der Lobbyisten sind eine Voraussetzung für eine lebendige Demokratie. Lobbyregulierung ist damit eine weiterhin offene gesellschaftliche Zukunftsaufgabe.



Schwarz-gelbe Blockaden: Schlechtes Zeugnis für die Bundesregierung •



Lobbytransparenz: Seien es verdeckte Lobbykampagnen oder Lobbyauseinandersetzungen um konkrete Gesetze – wer in Deutschland mit welchen Summen und welchen Auftraggebern politische Prozesse beeinflusst, bleibt häufig unsichtbar. Denn in Deutschland gibt es keine angemessenen Auflagen für Lobbytransparenz. Trotzdem hat SchwarzGelb alle Bemühungen zur Einführung eines verbindlichen Lobbyregisters blockiert. Unsere Bewertung: Im Bereich Lobbytransparenz steht die Ampel auf Rot.



•



Seitenwechsel: In den letzten Jahren gab es zahlreiche problematische Seitenwechsel auf allen Ebenen. Der Fall Eckart von Klaeden sorgte am Ende der Legislaturperiode für Diskussionen über Karenzzeiten. Bis dahin war das Thema Seitenwechsel kaum Gegenstand politischer Debatten. Schwarz-Gelb tat sich auch hier durch Nichtstun hervor. Unsere Bewertung: Im Bereich Seitenwechsel steht die Ampel auf Rot.



•



Parteienfinanzierung: Bedarf und Anlässe, die Parteienfinanzierung in Deutschland zu reformieren, gab es in die-



EInLEITunG



ser Legislaturperiode reichlich: die Mövenpick-Spende, die Rent-a-Rüttgers-Affäre und die vielen Fälle, bei denen die Offenlegungspflichten des Parteiengesetzes umgangen wurden. Außerdem kritisierte der Europarat die Praxis der deutschen Parteienfinanzierung. Trotzdem hat Schwarz-Gelb blockiert und keine weiteren Schritte in Richtung mehr Transparenz bei Parteispenden und Parteisponsoring unternommen. Unsere Bewertung: Im Bereich Parteienfinanzierung steht die Ampel auf Rot. •



werden müssen. Von einer vollständigen Transparenz sind die neuen Regeln aber noch weit entfernt. Unsere Bewertung: Im Bereich Nebeneinkünfte steht die Ampel auf Gelb. •



Nebeneinkünfte: Nachdem sich jahrelang kaum etwas bewegt hatte, sorgte die öffentliche Aufmerksamkeit im Fall Steinbrück dafür, dass eine Reform der NebeneinkünfteRegelung durchgesetzt wurde. Schwarz-Gelb beschloss, dass Nebeneinkünfte nun in erweiterten Stufen offengelegt



Abgeordnetenkorruption: Unter den G-20-Staaten sind Deutschland und Japan die einzigen Staaten, die die UN-Konvention gegen Korruption noch nicht umgesetzt haben. Trotz zahlreicher Proteste – selbst aus großen Unternehmen – haben Union und FDP keine klaren Regeln gegen Abgeordnetenbestechung geschaffen. Selbst eine fraktionsübergreifende Initiative, die von CDU-Rechtspolitiker Siegfried Kauder unterstützt wurde, blockte Schwarz-Gelb ab. Unsere Bewertung: Im Bereich Abgeordnetenkorruption steht die Ampel auf Rot.



Einleitung Ob Mövenpick-Spende an die FDP, Sponsoringaffären wie die um Jürgen Rüttgers oder Seitenwechsel von Politikern wie Eckart von Klaeden – das Thema Lobbyismus hat die schwarz-gelbe Koalition in den letzten vier Jahren kontinuierlich begleitet. Auch jenseits dieser Affären bot der Einfluss von Lobbyisten bei wichtigen Fragen immer wieder einen Anlass zu Kritik: bei der Finanzmarktregulierung, der Energiewende, dem Datenschutz oder Urheberrechtsfragen. Die Affären und Lobbyverwicklungen führten zu öffentlichen Diskussionen, wie Lobbyismus stärker reguliert und begrenzt werden kann.



Parteienfinanzierung, Nebentätigkeiten, Seitenwechsel von Spitzenpolitikern und Abgeordnetenkorruption. Dabei gehen wir folgenden Fragen nach:



Auch im Bundestag gab es reichlich kontroverse Debatten rund um das Thema Lobbyismus – von der Transparenz der Parteienfinanzierung über die Offenlegung von Nebeneinkünften bis zur Einführung eines Lobbyregisters. Doch die schwarz-gelbe Koalition weigerte sich meist, Probleme überhaupt anzuerkennen. Spätestens wenn es um konkrete Schritte ging, war die Reaktion immer gleich: Schwarz-Gelb blockierte. Lediglich bei den Abgeordneten-Nebeneinkünften beschloss die Koalition Verbesserungen bei den Offenlegungspflichten. Dies geschah unter dem Druck der Debatte um die Vortragseinkünfte von Peer Steinbrück.



Den einzelnen Kapiteln haben wir zehn Thesen zum Lobbyismus vorangestellt. Angesichts immer stärkerer und vielfältigerer Lobbyeinflüsse ist die Regulierung von Lobbyismus eine wichtige Zukunftsaufgabe. In Deutschland gibt es in dieser Frage Aufholbedarf: Transparenz und Schranken beim Lobbyismus sind wesentliche Grundlagen, damit unsere Demokratie nicht weiter ausgehöhlt wird.



Das Ende dieser Legislaturperiode nehmen wir nun zum Anlass, einen kritischen Blick zurückzuwerfen. Unser Report zieht eine Bilanz der schwarz-gelben Politik im Bereich der Lobbyregulierung. Wir beleuchten die Handlungsfelder Lobbytransparenz,



• • • •



Wo liegt das Problem? Welche Reformen wären nötig? Welche Affären und Fälle in den letzten Jahren verdeutlichen den Reformbedarf? Welche politischen Anstrengungen gab es, in diesen Bereichen voranzukommen?



Deshalb ist diese Bilanz ein Auftakt: Auch die nächsten Bundesregierungen werden wir danach bewerten, inwieweit es ihnen gelang, Lobbyismus zu regulieren und Transparenz herzustellen. Für die letzten vier Jahre ist unser Ergebnis so ernüchternd wie eindeutig: Schwarz-Gelb hat eine konstruktive Auseinandersetzung mit der Lobbyismus-Problematik versäumt und längst überfällige Reformen verhindert.
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Zehn Thesen zu Lobbyismus in Deutschland



Heutiger Lobbyismus höhlt die Demokratie aus: Zehn Thesen zu Lobbyismus in Deutschland



1



Lobbyismus in Deutschland und der EU findet vor dem Hintergrund wachsender gesellschaftlicher Ungleichheiten und verfestigter Machtstrukturen statt. Diese spiegeln sich im Feld des Lobbyismus wider und sorgen für ungleiche Ausgangsbedingungen. Ohne politische Gegenkräfte oder institutionelle Schranken begünstigt diese ungleiche Verteilung der Ressourcen große, einflussreiche Akteure und gefährdet einen demokratischen, am Gemeinwohl orientierten Interessenausgleich. Das pluralistische Ideal einer ausgewogenen und gleichberechtigten Interessenvertretung, bei der sich praktisch von selbst das beste Argument durchsetzt, ist eine Illusion.



2



Lobbyismus in seiner gegenwärtigen Form benachteiligt diejenigen, die über weniger Ressourcen oder Zugänge verfügen. So droht etwa die wachsende Lobbyübermacht der Unternehmen und Wirtschaftsverbände, ökologische und soziale Belange an den Rand zu drängen. Auch Machtgefälle innerhalb und zwischen einzelnen Wirtschaftsbranchen führen zu unausgewogenen Entscheidungen. Ein Beispiel: Die Deregulierung des Finanzsektors – als eine der Ursachen der jüngsten Wirtschafts- und Finanzkrise – wurde maßgeblich von der Finanzlobby vorangetrieben. Dennoch hat die gesamte Gesellschaft die Kosten der Krise zu tragen.



3



Der Lobbyismus ist vielfältiger, partikularer und professioneller geworden. Mit dem Regierungsumzug nach Berlin und der vertieften europäischen Integration hat sich die Landschaft der Lobbyakteure erweitert und diversifiziert. Die klassischen Verbände verlieren an Bedeutung. Stattdessen unterhalten viele große Unternehmen eigene Lobbybüros in Berlin, um direkt Einfluss zu nehmen. Viele spezialisierte und hochprofessionelle Lobbydienstleister verkaufen ihr Können an zahlungskräftige Kunden. Neben Lobbyagenturen mischen auch Anwaltskanzleien, Beratungsunternehmen oder intransparent finanzierte Denkfabriken im politischen Geschäft mit. An privaten Hochschulen bekommen Lobbyist/ innen und solche, die es werden wollen, das Handwerkszeug moderner Lobbyarbeit vermittelt. Im Ergebnis ist Lobbyarbeit aufwändiger, teurer und undurchsichtiger geworden – dies begünstigt finanzstarke Akteure und erschwert politische Abwägungsprozesse.



4



Lobbyismus ist mehr als die direkte Beeinflussung politischer Entscheidungsträger: Wissenschaft, Medien und die breite Öffentlichkeit sind längst im Fokus von Lobby- und PR-Kampagnen. Lobbystrategien umfassen heute die gezielte



Ansprache relevanter Gruppen auch außerhalb der offiziellen Politik: Wissenschaftler/innen, Journalist/innen, Bürger/innen und selbst Kinder und Jugendliche. Dabei geht es darum, den politischen Diskurs langfristig zu beeinflussen. Es werden z. B. bestimmte Botschaften platziert („Sozial ist, was Arbeit schafft!“), oder das Image wird aufpoliert, um politischer Regulierung zu entgehen („Greenwashing“). Stimmungen und Trends zu einer konkreten politischen Entscheidungsfrage sollen gezielt verstärkt oder abgeschwächt werden. Journalist/ innen werden dementsprechend mit interessengeleiteter Expertise und Gutachten bedrängt. Sie werden wie politische Entscheider/innen zu Reisen, Veranstaltungen und kostspieligen Events eingeladen. Wissenschaftler/innen und Hochschulen sind begehrte Partner für Lobbyisten und ihrerseits oft auf zusätzliche Finanzierung angewiesen. Und selbst vor der Schule machen Lobbyisten keinen Halt und beeinflussen schon Kinder mit Werbebotschaften – so zum Beispiel in Unterrichtsmaterialien oder Schulkooperationen.



5



Der Staat öffnet sich mehr und mehr für Lobbyeinflüsse. Angesichts vielfältiger und kleinteiliger Versuche der Einflussnahme müssten die demokratischen Institutionen auf Distanz achten und für ausreichende eigene Kapazitäten zur Abwägung unterschiedlicher Argumente und Interessen sorgen. In der Tendenz erleben wir das Gegenteil. Staat und Parteien binden private Akteure und Lobbyisten immer enger in Entscheidungsprozesse ein. Wenn politische Entscheidungen in Expertengremien und Kommissionen ausgelagert oder Gesetzestexte gleich vollständig von Anwaltsfirmen geschrieben werden, untergräbt der Staat seine Verantwortung für einen fairen und transparenten Interessenausgleich. Diese Entwicklungen sind zum einen Ausdruck grundlegender Machtverschiebungen zwischen Markt und Staat, deren strukturelle Ursachen in einer marktorientierten Globalisierung, Liberalisierung und Deregulierung liegen. Zum anderen entsprechen sie einem Staatsverständnis, nach dem Politik als Management betrieben wird und der Staat eher eine moderierende denn eine gestaltende Rolle hat. Triebkräfte dieses Staatsverständnisses wiederum sind diejenigen, die vom Politikoutsourcing profitieren.



6



Zunehmende finanzielle und personelle Verflechtungen gefährden die Unabhängigkeit demokratischer Institutionen und die Ausgewogenheit politischer Entscheidungen. Seitenwechsel ehemaliger Regierungsmitglieder, lukrative Nebentätigkeiten von Abgeordneten, externe Mitarbeiter/innen in
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Heutiger Lobbyismus höhlt die Demokratie aus: Zehn Thesen zu Lobbyismus in Deutschland



Quelle: Daniel Schwen, CC BY-SA 3.0



Trotz Glaskuppel oft intransparent – der Deutsche Bundestag



Ministerien oder das Outsourcing von Gesetzesformulierungen an private Anwaltskanzleien können zu Interessenkonflikten („Diener zweier Herren“) führen und privilegierte Zugänge für Einzelne schaffen. Politische Entscheidungen werden dann mit einem Seitenblick auf andere Arbeitgeber, Kunden oder Finanziers getroffen.



– wie etwa gute Kontakte – einen Informationsvorsprung erlangen können. Intransparenz ermöglicht außerdem unlautere Methoden wie die Einrichtung von Tarnorganisationen oder vorgetäuschte Bürgerproteste.
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Die zunehmende Verlagerung vieler wichtiger Entscheidungen nach Brüssel führt zu einem strukturellen Vorteil für starke Lobbyakteure. Die Ausgestaltung der europäischen Institutionen erschwert gleichberechtigte Zugänge. Zum einen führt der relativ kleine Brüsseler Verwaltungsapparat dazu, dass Kommissionsbeamte häufig auf Vorschläge externer „Expert/innen“ zurückgreifen. Um Lücken in der fachlichen Kompetenz zu schließen, greift die Kommission auf etwa 800 Beratungsgremien zurück. Viele davon sind unausgewogen besetzt und bieten Lobbygruppen damit die Möglichkeit, bereits sehr frühzeitig auf europäische Gesetze einzuwirken. Im EU-Parlament gibt es keinen wissenschaftlichen Dienst, wie er im Bundestag existiert. Das Fehlen einer klassischen Opposition mit ihrer Kontrollfunktion, eine schwach ausgeprägte europäische Öffentlichkeit sowie mangelnde demokratische Beteiligungsmöglichkeiten erleichtern die Lobbyarbeit außerhalb des Blickfeldes öffentlicher Kontrolle und Kritik. Intransparenz erschwert demokratische Kontrollmöglichkeiten. Lobbyismus ist in Deutschland weitgehend intransparent. Es gibt keine gesetzlichen Offenlegungspflichten, denen sich Lobbyisten unterwerfen müssen. Schwache Transparenzregeln lassen privilegierte Zugänge und Einflussnahme aus dem Blick der Öffentlichkeit geraten. Ohne Transparenz schwindet der Raum für Kritik und Protest. Intransparenz verschafft vor allem denen Vorteile, die über informelle Wege



Bürgerinnen und Bürger stehen dem Lobbyismus weitaus kritischer gegenüber als ihre (Volks-)Vertreter/innen. Finanzielle Verflechtungen, fliegende Seitenwechsel und intransparente Entscheidungen mit dem Geruch nach einseitiger Einflussnahme – in der Öffentlichkeit wird die Nähe zwischen Politiker/innen und Lobbyisten sehr negativ bewertet. Dennoch ist die Bereitschaft für grundlegende Veränderungen auf Seiten der Parteien gering. Sich mit konkreten Schritten für mehr Demokratie und Transparenz zu beschäftigen, ist unbequem und schadet den eigenen Machtinteressen. Affären werden zu Parteiengeplänkel und geraten nach Ende der medialen Aufmerksamkeit schnell wieder in Vergessenheit. Eine grundlegende Auseinandersetzung mit dem heutigen Lobbyismus, seinen Methoden und den zugrundeliegenden Machtverschiebungen unterbleibt. Durch diese Folgenlosigkeit bleiben die politischen Rahmenbedingungen für Lobbyismus in Deutschland weit hinter den realen Entwicklungen zurück. Die sich dadurch öffnende Schere gefährdet die Demokratie. Die Demokratie ist in Gefahr – Lobbyregulierung ist eine Zukunftsaufgabe. Die Entwicklungen der letzten Jahrzehnte weisen in eine gefährliche Richtung. Demokratie droht zu einer leeren Hülle zu werden, in der zwar den formalen Anforderungen an demokratische Entscheidungen entsprochen wird, die Inhalte jedoch abseits davon durch kleine Elitezirkel geprägt werden (Stichwort „Postdemokratie“). Es gilt, der politischen Apathie vieler und der privilegierten Gestaltungsmacht weniger eine lebendige Demokratie entgegenzusetzen.
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Lobbyregister



Lobbyregister: Transparenz als Kernelement einer demokratischen Kontrolle von Lobbyismus Lobbyismus vollzieht sich immer noch weitgehend jenseits des öffentlichen Blickfeldes. Oft lassen sich Lobbyeinflüsse erst im Nachhinein an den Politikergebnissen ablesen – und selbst dann bleiben wesentliche Akteure vielfach unbekannt. Auch bleibt unsichtbar, welche Ressourcen mobilisiert werden, um eine bestimmte politische Entscheidung durchzusetzen oder zu verhindern. In den letzten vier Jahren wurde zwar mehrmals im Bundestag über Transparenzpflichten für Lobbyisten diskutiert. Konkret ging es dabei um ein Lobbyregister, in das sich alle Lobbyist/innen und Lobbyorganisationen eintragen sollen,



u.  a. mit Angaben zu ihren Auftraggebern und ihrer Finanzierung. Schwarz-Gelb verneinte jedoch jeden Handlungsbedarf und lehnte konkrete Schritte konsequent ab.



 Unsere Bewertung der schwarz-gelben Politik der letzten Jahre: Schwarz-Gelb hat beim Thema Lobbytransparenz blockiert.



Das Problem: Lobbyaktivitäten im Dunkeln In Deutschland gibt es keine verlässlichen Daten über die Zahl der Lobbyistinnen und Lobbyisten in Berlin, geschweige denn über die Summen, die für Lobbyarbeit ausgegeben werden. Anders als etwa in den USA oder seit Kurzem auch in Österreich gibt es kein verpflichtendes Lobbyregister, das Lobbyarbeit und deren Ungleichgewichte sichtbar macht. Dies erschwert die demokratische Kontrolle des Lobbyismus. Auch die genaue Finanzierung einzelner Lobbyorganisationen ist immer wieder undurchsichtig. Mehr Transparenz wäre wichtig, um verdeckte oder manipulative Einflussnahme zu verhindern bzw. aufzudecken. Um sich mehr Glaubwürdigkeit zu verschaf-



fen, versuchen einzelne Lobbykampagnen, sich einen neutralen oder zivilgesellschaftlichen Anstrich zu geben. Ein Lobbyregister würde deutlich machen, wer die tatsächlichen Initiatoren und Finanziers von Lobbykampagnen sind. Ein Register kann zudem Recherchen zu politischer Korruption erleichtern, da die relevanten Akteure und eingesetzten Lobbybudgets sowie auffällige Veränderungen leichter erkennbar sind. Auch Interessenkonflikte und Verflechtungen ließen sich besser erkennen, etwa wenn ehemalige Entscheidungsträger oder scheinbar unabhängige Berater zugleich als Lobbyisten registriert sind.



Affären und Fälle aus den letzten vier Jahren: ein Lobbyregister ist nötig Bahn unter falscher Flagge – ein Fall verdeckter Lobbyarbeit Kurz vor der Bundestagswahl 2009 legte LobbyControl eine verdeckte PR- und Lobbykampagne der Deutschen Bahn für die Bahnprivatisierung aus dem Jahr 2007 offen. Die Deutsche Bahn hatte die Lobbyagentur European Public Policy Advisers GmbH (EPPA) für PR-Maßnahmen angeheuert, bei denen Urheber oder Auftraggeber nicht erkennbar waren (sogenannte „No Badge“Aktivitäten).1 Die EPPA GmbH beauftragte ihrerseits die Berliner Denkfabrik Berlinpolis mit der Durchführung der konkreten Aktivitäten. Berlinpolis organisierte u. a. eine Konferenz mit dem damaligen Bundesverkehrsminister Tiefensee sowie „40 Spitzen-



vertretern aus öffentlichen Institutionen und der Wirtschaft“2. Tiefensee erklärte im Mai 2009, dass die Teilnahme an der Veranstaltung „in völliger Unkenntnis der Manipulationen von Berlinpolis“3 geschehen sei. Das Beispiel zeigt, dass auch für politische Entscheidungsträger nicht immer klar ist, mit wem sie es zu tun haben. Kurz darauf konnten wir zeigen, dass die involvierte Denkfabrik Berlinpolis auch verdeckt für den Verband der Deutschen Biokraftstoffindustrie tätig war, um die Debatte um Bio- bzw. Agrarsprit zu beeinflussen. Dabei organisierte die Denkfabrik ebenfalls eine Podiumsdiskussion mit mehreren Abgeordneten.4



1 Sogenannte „No badge“-Aktivitäten bezeichnen Öffentlichkeitsmaßnahmen wie Meinungsumfragen, Leserbriefe, Beiträge in Online-Foren, vorproduzierte Medienbeiträge und Blog-Beiträge, bei denen Urheber oder Auftraggeber nicht erkennbar sind. Weitere Details zu dem Fall finden sich in dem LobbyControl-Bericht „Jenseits des öffentlichen Interesses“ vom 5.6.2009 unter http://www. lobbycontrol.de/wp-content/uploads/die-verdeckte-einf lussnahme-der-deutschen-bahn.pdf (5.6.2013). 2 „Spitzenvertreter aus öffentlichen Institutionen und Unternehmen diskutieren auf Einladung von mm1 Consulting und berlinpolis auf dem Public Sector Summit in Berlin“. In: mm1-consulting.de, 30.11.2007. http://mm1-consulting.de/de/presse/spitzenvertreter-aus-politik-und-wirtschaft-auf-public-sector-summit-von-mm1.html (05.06.2013).lobbycontrol.de/wp-content/uploads/die-verdeckte-einf lussnahme-der-deutschen-bahn.pdf (5.6.2013). 3 Pressemitteilung Nr. 119/2009 des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung vom 28.5. 2009.30.11.2007. http://mm1-consulting.de/de/presse/spitzenvertreter-aus-politik-und-wirtschaft-auf-public-sector-summit-von-mm1.html (05.06.2013). 4 Vgl. „Erneut verdeckte Meinungsmache – Heute: Biosprit“. In: LobbyControl.de, 10.7.2009, https://www.lobbycontrol.de/2009/07/erneut-verdeckte-meinungsmache-heute-biosprit/ (6.6.2013).
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Lobbyregister: Transparenz als Kernelement einer demokratischen Kontrolle von Lobbyismus



Quelle: Miriam Faulwetter/LobbyControl



Beide Fälle sorgten zwar medial für Aufsehen, und die beteiligten Akteure wurden vom Deutschen Rat für Public Relations gerügt.5 Allerdings spielten sie nach der Bundestagswahl im September des gleichen Jahres keine Rolle mehr. Bei verdeckten Aktivitäten wie diesen geht es meist um Glaubwürdigkeit bei kontroversen Themen: Wenn eine scheinbar unabhängige Initiative sich für die Bahnprivatisierung oder für Agrosprit ausspricht, erscheint das glaubwürdiger, als wenn die Informationen von den betroffenen Unternehmen kommen. In einem Lobbyregister müssten Lobbyorganisationen ihre Auftraggeber und Finanzierung offenlegen. Das würde auch für Denkfabriken gelten, sofern sie wie in den obigen Beispielen direkt an Lobbyaktivitäten beteiligt sind.



Intransparenz: Von der Gesundheitspolitik zu Rüstungsexporten Nach dem Bahnskandal kam kein weiterer Skandal dieses Kalibers ans Licht. Allerdings gab es eine Vielzahl von Fällen, in denen mehr Lobbytransparenz nicht nur wünschenswert, sondern notwendig gewesen wäre. Einige Beispiele: Gesundheitspolitik: Im Juni 2008 wurde das Aktionsbündnis „meine Wahl!“ ins Leben gerufen. Die Initiative wehrte sich gegen eine Reform im Gesundheitssektor: Krankenkassen sollten verpflichtet werden, die Versorgung mit medizinischen Hilfsmitteln frei auszuschreiben.6 Unter dem Motto „Mein Hilfsmittel, mein Leben“ trat das Bündnis als „Zusammenschluss von Menschen mit Behinderung, Selbsthilfevereinigungen, Hilfsmittelherstellern und Versorgungspartnern“7 auf. Nach der Wahl 2009 bekamen alle Mitglieder des Gesundheitsausschusses im Bundestag ein Informationspaket des Bündnisses zugesandt.8 Gesteuert wurde die Initiative von der PR-Agentur Weber Shandwick. Der eigentliche Initiator war der Bundesverband Medizintechnik (BVMed). Als Verband der Hersteller medizinischer Hilfsmittel hatte der BVMed großes Interesse daran, mögliche Umsatz- und Gewinneinbußen durch die Reform zu verhindern. In der Auflistung der Unterstützer wurde der Bundesverband Medizintechnologie als einer unter vielen aufgeführt, jedoch wurde verschwiegen, dass er der Initiator und Hauptsponsor des Bündnisses war. Nach außen sollte die Initiative als Betroffenenund Patientenbündnis erscheinen.



Übergabe unseres von 8.700 Menschen unterzeichneten Appells für ein verpflichtendes Lobbyregister an Hermann Otto Solms. Herr Solms nahm die Unterschriften stellvertretend für alle Bundestagsabgeordneten am 17. Dezember 2009 entgegen.



Im Herbst 2010 prüfte der PR-Rat daher, ob es sich bei „meine Wahl!“ um eine verdeckte „Pseudobürgerinitative“ handelte. Da Weber Shandwick als Agentur sichtbar war, sprach der Rat keine Verwarnung aus, sondern begnügte sich mit der Empfehlung, in der öffentlichen Darstellung Initiatoren, finanzielle Förderer, Mitglieder und Unterstützer der Kampagne klar zu unterscheiden und deutlich zu nennen.9 Der BVMed folgte dem Ratschlag. Allerdings hatte die Initiative zu diesem Zeitpunkt ihr Ziel bereits erreicht: Der Bundestag hatte die Reform längst gekippt. Für die Öffentlichkeit ist die genaue finanzielle Beteiligung der einzelnen Partner nach wie vor intransparent.10 Rüstungspolitik: Seit Jahren wird über Rüstungsexporte und die Beschaffung von Waffen durch die Bundeswehr heftig debattiert. Dabei ist völlig undurchsichtig, wer in welchem Umfang Lobbyarbeit für den Export und die Beschaffung von Rüstungsgütern macht – sowohl von Seiten der Rüstungsfirmen als auch von der der interessierten Käufer. Ein Lobbyregister würde die Beteiligten sichtbar machen und auch zeigen, welche ehemaligen Politiker/innen und Ex-Militärs dabei eingebunden sind.11



5 Vgl. „Verdeckte PR – Rüge für den VDB, die EPPA GmbH und Berlinpolis“. In: LobbyControl.de, 25.11.2009, https://www.lobbycontrol.de/2009/11/verdeckte-pr-ruge-fur-den-vdb-die-eppa-gmbhund-berlinpolis/ (6.5.13) und „PR-Rat spricht dritte Rüge im Bahn-Skandal aus“. In: LobbyControl.de, 16.9.2009, https://www.lobbycontrol.de/2009/09/pr-rat-spricht-dritte-ruge-im-bahn-skandalaus/ (5.6.2013). Der Rat für Public Relations (PR-Rat) ist ein freiwilliges Selbstkontrollgremium der PR-Branche. 6 Konkret handelte es sich um das „Gesetzliche Krankenversicherung-Wettbewerbsstärkungsgesetz“ (GKV-WSG) als Teil der Gesundheitsreform der damaligen großen Koalition. 7 Vgl. Deutscher Rat für Public Relations (2010): „Beschwerdekammer II – Akte 05/2010, Weber Shandwick/BVMed - Ratsbeschluss“. Online unter: http://www.drpr-online.de/upload/downloads_121upl_file/DRPR _Weber%20Shandwick_BVMed_Beschluss_101103.pdf (5.6.2013). Siehe dazu auch den Blogbeitrag „BVMed benutzt Patientenverbände“, 27.6.2008, unter http://gesundheit. blogger.de/stories/1162858/ (5.6.2013). 8 Vgl. „Fast echt betroffen“. In: ZEIT Online, 12.5.2010, http://www.zeit.de/2010/19/Patienten-Lobbyismus (6.6.2013). 9 Vgl. Deutscher Rat für Public Relations (2010): „Beschwerdekammer II – Akte 05/2010, Weber Shandwick/BVMed - Ratsbeschluss“. Online unter: http://www.drpr-online.de/upload/downloads_121upl_file/DRPR _Weber%20Shandwick_BVMed_Beschluss_101103.pdf (5.6.2013). 10 Mehr Informationen zu dem Fall finden sich in der Lobbypedia unter: https://www.lobbypedia.de/wiki/Bundesverband_Medizintechnologie (6.6.2013). 11 Im Lobbyregister eingetragene Organisationen müssten angeben, welche ehemaligen Politiker/innen und Staatsbediensteten, in diesem Fall hohe Militärangehörige, bei ihnen angestellt sind.
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Lobbyregister



Seitenwechsel: Ob Gerhard Schröder oder Joschka Fischer 12, ehemalige Politiker/innen engagieren sich immer wieder öffentlich für bestimmte Anliegen. Dabei bleibt oft unklar, ob sie das aus eigenem Antrieb, gewissermaßen als „Elder Statesmen“, tun oder ob das Engagement auf einen Kunden oder Auftraggeber zurückgeht. Ein Beispiel dafür ist der frühere Außenminister Hans-Dietrich Genscher. Er ist Ehrenvorsitzender des Aufsichtsrats der Lobby- und PR-Agentur WMP Eurocom13 und ebenfalls Ehrenvorsitzender des Beirates der Agentur Consultum Communications, in dem sich auch Ex-Wirtschaftsminister Michael Glos engagiert.14 Consultum Communications unterstützte z.B. 2011 und 2012 die Botschaft Aserbeidschans in Berlin bei der Öffentlichkeitsarbeit und half bei politischen Gesprächskontakten, sprich Lobbyarbeit. Genscher und Glos nahmen damals an Veranstaltungen oder Reisen nach Aserbaidschan teil.15 In einem Lobbyregister müssten Lobbyorganisationen offenlegen, welche Personen für sie Lobbyarbeit betreiben. So würde auch deutlich, welche ehemaligen Politiker/innen sie engagiert haben. Die vielfältigen Beratungs- und Lobbytätigkeiten ehemaliger Politiker/innen könnten klar zugeordnet werden können.



Transparenz fehlt in allen Politikfeldern Dies sind nur einige Schlaglichter auf Fälle aus den letzten Jahren. Die Liste ließe sich verlängern: Im Rahmen der Energiewende wäre es hilfreich – auch für politische Entscheider/innen – genauere Angaben über das gesamte Feld der beteiligten Lobbyisten und deren Budgets zu haben.16 In den USA und der EU ist sichtbar, wie Internetkonzerne wie Facebook oder Google ihre Lobbyausgaben in den letzten Jahren massiv gesteigert haben. Für Deutschland liegen solche Daten nicht vor. Dabei wäre es gut zu wissen, wie intensiv Lobbyarbeit etwa im Bereich Datenschutz betrieben wird oder was die Internetfirmen im Vergleich zum Springerkonzern und den anderen Zeitungsverlegern in Lobbyarbeit rund um das umstrittene Leistungsschutzrecht investiert haben. Auch hätte ein Lobbyregister gezeigt, welche Verbände und Unternehmen sich bemühten, auf die Meldegesetzreform einzuwirken. Diese hätte es Unternehmen erheblich erleichtert, an die Daten der Melderegister zu gelangen, wäre sie nicht im Bundesrat noch verändert worden.17 Die Beispiele zeigen, dass sich mit einem Lobbyregister besser nachvollziehen ließe, welche Entscheidungen mit welchen Lobbyaktivi-



täten in Verbindung stehen und wo die Gefahr einer besonders einseitigen Interessendurchsetzung droht. Diese Informationen würden es politischen Entscheider/innen und der Öffentlichkeit ermöglichen, Lobbyeinflüsse auf der Grundlage umfassender Informationen zu reflektieren und besser bewerten zu können.



Der Fall Jens Spahn: Finanzielle Verflechtungen zwischen Abgeordneten und Lobbyorganisationen Ein Lobbyregister kann auch wichtige Informationen über Verflechtungen zwischen politischen Entscheider/innen und Lobbyakteuren liefern und damit zur Aufklärung beitragen. Das zeigt das Beispiel des CDU-Gesundheitspolitikers Jens Spahn. Spahn hielt jahrelang indirekt Anteile an der Lobbyagentur politas, wie erst im November 2012 durch Recherchen des Magazins Focus bekannt wurde.18 Spahn gründete demnach 2006 mit einem befreundeten Pharmalobbyisten, Max Müller, und dem damaligen Leiter seines Abgeordnetenbüros, Markus Jasper, eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), die wiederum politas verwaltete. Spahns Beteiligung blieb für die Öffentlichkeit verborgen, da er sie nach den Verhaltensregeln des Bundestages nicht offenlegen musste (siehe Kapitel Nebentätigkeiten). Während er also als Abgeordneter im Gesundheitsausschuss saß, verdiente er gleichzeitig mit Lobbyarbeit im Gesundheitsbereich zusätzliches Geld. Mit einem Lobbyregister ließe sich leicht überprüfen, für welche Kunden politas arbeitete und welche Überschneidungen es zu Spahns politischer Tätigkeit gab. Ohne Register bleiben diese Fragen offen, denn Jens Spahn und seine Partner gaben auf Nachfragen nach den Kunden keine Antwort.19



12 Mit Joschka Fischer & Company verfügt der ehemalige grüne Außenminister über eine eigene Lobbyagentur. Für welche Kunden die Agentur tätig ist, bleibt ohne Lobbyregister unbekannt. Mehr Informationen gibt es in der Lobbypedia: https://lobbypedia.de/wiki/Joschka_Fischer (6.6.2013). 13 Vgl. WMP Eurocom Aufsichtsrat unter http://www.wmp-ag.de/aufsichtsrat.php (6.6.2013). 14 Vgl. Consultum Communications Beirat unter http://www.consultum.de/index.php?de_beirat (6.6.2013). 15 Glos und Genscher nahmen an der Feier zum 20. Jahrestag der Unabhängigkeit Aserbaidschans teil. Siehe dazu „Diktators Traum“. In: Spiegel 01/2012, online unter: http://www.spiegel.de/spiegel/ print/d-83422496.html (6.6.2013). 16 Im Bereich der Klimapolitik etwa ist nach wie vor unbekannt, wer die deutschen Klimaskeptiker-Organisationen finanziert: Das 2007 gegründete Europäische Institut für Klima und Energie (EIKE) oder das Institut für Unternehmerische Freiheit (iuf ) veröffentlichen keine detaillierten Angaben zu ihren Geldgebern. 17 Der Stern-Reporter Hans-Martin Tillack hat die Lobbyaktivitäten der Adresshändler und Inkassounternehmen in einem Artikel genauer unter die Lupe genommen: http://www.stern.de/politik/ deutschland/umstrittenes-meldegesetz-die-union-und-ihre-adresshungrigen-lobbyisten-1858828.html (6.6.2013). 18 Vgl. „Im Nebenjob Abgeordneter“, Focus vom 26.11.2012, Ausgabe 48, S. 28–32. Online unter: http://www.focus.de/politik/deutschland/tid-28335/politik-im-nebenjob-abgeordneter_aid_867815.html. 19 Auch auf Nachfrage bekamen wir vom Büro Spahn keine detaillierten Auskünfte, sondern lediglich eine allgemeine Stellungnahme, die die Frage nach den Kunden von politas im Gesundheitssektor offenlässt. Die Stellungnahme ist auf Jens Spahns Internetseite abruf bar: http://www.jens-spahn.de/index.php?ka=1&ska=2&idn=589 (6.6.2013). Von Spahns Geschäftspartnern Markus Jasper und Max Müller erhielten wir keine Antworten auf unsere Fragen.







Lobbyregister: Transparenz als Kernelement einer demokratischen Kontrolle von Lobbyismus



Reaktionen aus der Politik: Schwarz-Gelb sieht keinen Handlungsbedarf Der Bahn/Berlinpolis-Skandal sorgte medial für großes Aufsehen. Als Reaktion auf den Skandal übergab LobbyControl im Dezember 2009 nach der Bundestagswahl 8.700 Unterschriften für ein verpflichtendes Lobbyregister an den Vizepräsidenten des Deutschen Bundestags, Hermann Otto Solms (FDP) – stellvertretend für alle Bundestagsfraktionen. Der Petitionsausschuss behandelte den Appell zusammen mit einer weiteren Petition für ein Lobbyregister. Im Januar 2011 lehnte er es mit den Stimmen von CDU/CSU und FDP ab, in der Sache weiter tätig zu werden.20



Anträge der Opposition abgelehnt Auch in der restlichen Legislaturperiode hat Schwarz-Gelb keine Anstrengungen unternommen, mehr Transparenz bei Lobbyisten herzustellen. Im Gegenteil: Jede Initiative aus der Opposition dazu wurde blockiert. Die drei Oppositionsfraktionen entwickelten jeweils eigene Vorschläge für ein verpflichtendes Lobbyregister und brachten sie per Antrag in den Bundestag ein.21 Alle Anträge sahen finanzielle Offenlegungspflichten und Sanktionen bei Falschangaben vor. Die Anträge von Grünen und



Lobbyausgaben und Zahl der Lobbyisten in den USA Lobbyausgaben in Mrd. Dollar 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012



2,05 2,18 2,42 2,62 2,86 3,30 3,50 3,55 3,33 3,30



Anzahl der Lobbyisten 12916 13170 14073 14504 14847 14219 13802 12971 12714 12398



Die Angaben beruhen auf Berechnungen des Center for Responsive Politics vom 23. April 2013. – Für Deutschland liegen vergleichbare Zahlen nicht vor.



Linken wurden am 7.4.2011 gemeinsam im Bundestag diskutiert.22 Die Koalitionsabgeordneten lehnten die Vorschläge in der Plenardebatte ab. Die Debatte offenbarte große Unkenntnis über die Funktion und Wirkung eines Lobbyregisters: Manfred Behrens (CDU) behauptete etwa, es gäbe bereits ein Lobbyregister. Gemeint war die Verbändeliste, zu der er ausführte: „Diese öffentliche Liste ist 800 Seiten stark. Wo fehlt es da an Transparenz? Sie können Anschriften in Erfahrung bringen. Sie bekommen Namen von Geschäftsführern geliefert. Sie erhalten sogar Telefonnummern und E-Mail-Adressen.“23 An Transparenz fehlt es schon allein deshalb, weil nur Verbände in der Liste stehen – unabhängig davon, wie viele Seiten sie hat. Und die Anschrift oder die Telefonnummern sind kaum relevante Angaben, sie lassen sich in der Regel auch ohne Liste leicht finden.



Verbändeliste ist kein Lobbyregister Finanzielle Hintergründe oder genaue Angaben zum Zielbereich der Lobbyarbeit enthält die Verbändeliste hingegen nicht. Genau das wäre aber notwendig, um umfassende Transparenz herzustellen und verdeckte Lobbyarbeit wenn nicht zu verhindern, so doch massiv zu erschweren. Die Notwendigkeit dafür bestritt in der Debatte Bernhard Kaster (CDU), der angab: „Wir wissen doch alle, mit wem wir sprechen, wer uns gegenübersitzt [...].“24 Dass das nicht immer der Fall ist, zeigt zum Beispiel die oben zitierte Aussage des Ex-Ministers Tiefensee. Ihm war nach eigenen Angaben nicht bekannt, dass er mit seiner Teilnahme an einer Veranstaltung in Lobbytätigkeiten von Berlinpolis eingebunden wurde (siehe Abschnitt „Affären und Fälle aus den letzten vier Jahren“). Zudem geht es nicht nur darum, für die Abgeordneten Transparenz herzustellen, sondern auch und insbesondere für die Öffentlichkeit. Im Juli 2011 wurde schließlich über den Antrag der SPD-Fraktion zur Einführung eines Lobbyregisters diskutiert. Die Redner/innen der Koalition wiesen den Antrag mit ähnlichen Argumenten zurück.25 Aktuell befinden sich die drei Oppositionsanträge immer noch in der Beratung im Innenausschuss. Eine Beschlussfassung wurde mehrmals vertagt (Stand: 3.6.2013). Eigene Vorschläge oder Ideen, wie Lobbyismus in Deutschland transparenter werden könnte, hat Schwarz-Gelb nicht entwickelt. Die schwarz-gelbe Koalition hat gezeigt, dass ihr trotz gelegentlicher Lippenbekennt nisse Transparenz beim Lobbyismus kein echtes Anliegen ist.



20 Vgl. „Keine Transparenz: Appell für Lobbyregister abgelehnt“. In: LobbyControl.de, 7.2.2011, https://www.lobbycontrol.de/2011/02/keine-transparenz-appell-fur-lobbyregister-abgelehnt/ (6.6.2013). 21 Antrag der Fraktion DIE LINKE: „Einführung eines verpf lichtenden Lobbyistenregisters“. 9.6.2010. Drucksache 17/2096, http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/020/1702096.pdf (6.6.2013). Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Transparenz schaffen – Verbindliches Register für Lobbyistinnen und Lobbyisten einführen“. 7.7.2010. Drucksache 17/2486, http://dipbt.bundestag. de/dip21/btd/17/024/1702486.pdf (6.6.2013) Antrag der Fraktion der SPD „Interessenvertretung sinnvoll regeln – Lobbyismus transparent machen“. 5.7.2011. Drucksache 17/6442, http://dipbt. bundestag.de/dip21/btd/17/064/1706442.pdf (6.6.2013). 22 Protokoll der 102. Sitzung des Bundestages, TOP 6, 7.4.2011, http://dipbt.bundestag.de/dip21/btp/17/17102.pdf#P.11678 (6.6.2013). 23 Ebd., S. 11687. 24 Ebd., S. 11680. 25 Protokoll der 120. Sitzung des Bundestages, 7.7.2011, TOP 6a-c, http://dipbt.bundestag.de/dip21/btp/17/17102.pdf#P.11678 (6.6.2013).
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LoBByREGISTER



Die Ampel steht auf rot Die schwarz-gelbe Koalition hat nicht nur keine Initiative für mehr Lobbytransparenz ergriffen, sondern von vornherein bestritten, dass verbesserungen notwendig sind. Dabei zeigten mehrere konkrete Fälle irreführender oder zumindest intransparenter Lobbyarbeit den handlungsbedarf



hInTERGRunD: DIE GELTEnDEn, SChwAChEn TRAnSPAREnZREGELn FÜR LoBByISTEn Seit 1972 führt der Bundestag eine Liste, in die sich verbände eintragen können. mit der Registrierung sind jedoch laut Bundestag „keine Rechte und auch keine Pflichten verbunden“ 26. Zwar ist immer wieder zu hören, ein verband müsse in der Liste stehen, um bei Anhörungen im Parlament gehört werden zu können. Das stimmt jedoch nicht. Der Geschäftsordnungsausschuss entschied bereits 1979, dass eine Registrierung keine voraussetzung für die Teilnahme an einer Anhörung ist. 27 Registrierte verbände können bis zu fünf hausausweise für den Bundestag beantragen, die ihnen einen freien Zugang zu den Räumlichkeiten des Bundestages ermöglichen. unregistrierte verbände, unternehmen, Lobbyagenturen und Rechtsanwaltskanzleien können diese hausausweise allerdings ebenfalls bekommen, indem sie sich direkt an eine der Fraktionen im Bundestag wenden – ohne Registrierung oder sonstige Transparenzpflichten. Die verbändeliste wird manchmal fälschlicherweise als Lobbyregister bezeichnet. Da sie jedoch auf verbände beschränkt ist, erfasst sie einen großen Teil der Lobbyakteure gar nicht: unternehmen, PR-Agenturen, Denkfabriken, Anwaltskanzleien und selbständige Lobbyisten. weiterhin enthält sie keinerlei Finanzdaten, die für umfassende Transparenz jedoch unverzichtbar sind. Auch die namen der Einzellobbyisten und ihre Auftraggeber (bzw. Kunden) werden nicht benannt. Diese Beschränkungen zusammen mit dem freiwilligen Charakter machen die Liste zu keinem geeigneten Instrument, um Transparenz herzustellen.



un SE RE BE w ER Tu nG



deutlich auf. Internationale Beispiele zeigen, dass ein Lobbyregister funktioniert und einen mehrwert für die Demokratie darstellt. Die Ampel zur Bewertung der Koalition beim Thema Lobbytransparenz steht deshalb auf Rot.



unSERE FoRDERunG: ERSATZ DER vERBÄnDELISTE DuRCh EIn umFASSEnDES LoBByREGISTER! Die verbändeliste stammt aus einer Zeit, als die verbände tatsächlich noch die zentralen Lobbyakteure waren. Den jüngeren Entwicklungen der Lobbyszene wird sie nicht mehr gerecht. verbände sind längst nicht mehr die einzigen oder wichtigsten Lobbyakteure.



 wir fordern: Angesichts der gewachsenen vielfalt der Lobbyorganisationen und veränderter Lobbystrategien muss die verbändeliste durch ein zeitgemäßes, umfassendes und verpflichtendes Lobbyregister ersetzt werden. Ein wirksames Lobbyregister muss mindestens folgende Kriterien erfüllen und sowohl Lobbyaktivitäten mit Bezug auf das Parlament als auch auf Regierung bzw. verwaltung abdecken: • Lobbyist/innen müssen sich namentlich registrieren und Angaben zu ihren Auftraggebern machen. verbände, nichtregierungsorganisationen, Denkfabriken und unternehmen müssen ihre Lobbyausgaben und ggf. ihre Finanzquellen offenlegen sowie das Feld/das Gesetz, auf das ihre Lobbyarbeit zielt. Lobbyagenturen und Rechtsanwaltskanzleien müssen ihre Lobbykunden und den jeweiligen Auftragswert ausweisen. • Das Register muss regelmäßig aktualisiert werden und online einsehbar und durchsuchbar sein. • Die Angaben müssen von einer unabhängigen Stelle regelmäßig auf ihre Richtigkeit überprüft werden. Bei Falschangaben oder verletzungen der Registrierungspflicht müssen wirksame Sanktionen verhängt werden können.28



26 Vgl. “Öffentlichte Liste über die beim Bundestag registrierten Verbände und deren Vertreter“. In: bundestag.de, http://www.bundestag.de/dokumente/lobbyliste/index.html (6.6.2013). 27 Es handelt sich um eine nicht-öffentliche Auslegungsentscheidung des Geschäftsordnungsausschusses. 28 Detaillierte Kriterien für ein funktionsfähiges und wirkungsvolles Lobbyregister finden sich in unserem Positionspapier. Online abruf bar unter: http://www.lobbycontrol.de/download/Lobbyismus-Transparenz_Positionen.pdf.







Seitenwechsel: Insiderwissen für die Lobbyarbeit



Seitenwechsel: Insiderwissen für die Lobbyarbeit Gerhard Schröders Wechsel aus dem Amt des Bundeskanzlers zum Unternehmen Nord Stream löste im Jahr 2005 eine Welle der Empörung aus. Denn Nord Stream wurde unter anderem vom russischen Staatskonzern Gazprom gegründet. Als Kanzler hatte er sich bereits für das Nord-Stream-Großprojekt OstseePipeline eingesetzt – das schien er sich nun vergoldet zu haben. In der laufenden Legislaturperiode sorgte jüngst der bevorstehende Wechsel des Staatsministers Eckart von Klaeden zur Daimler AG für Aufsehen. Zudem gab es weitere problematische Seitenwechsel – aber nur wenig parlamentarische Aktivitäten zu dem Thema. Nach Schröders Gang durch die Drehtür hatte auch die



FDP – damals noch aus der Opposition heraus – einen eigenen Antrag zur stärkeren Regulierung von Seitenwechseln gestellt.1 Doch in den letzten vier Jahren verhinderte Schwarz-Gelb alle Versuche, problematische Seitenwechsel stärker zu kontrollieren.



 Unsere Bewertung der schwarz-gelben Politik der letzten Jahre: Schwarz-Gelb hat beim Thema Seitenwechsel blockiert.



Das Problem: Der lukrative Gang durch die Drehtür Seitenwechsel sind ein häufiges und typisches Phänomen des Lobbyismus. Politiker/innen und hochrangige Mitarbeiter/innen aus Ministerien wechseln aus ihrem Amt oder Mandat zu Unternehmen und Interessenverbänden und übernehmen dort Lobbytätigkeiten. Zuweilen werden sie dann in Bereichen tätig, für die sie zuvor in ihrer politischen Funktion zuständig waren. Sie wechseln also auf die andere Seite des Verhandlungstisches und sitzen nun ihrem Nachfolger gegenüber. Diese Wechsel erfolgen oft direkt nach Beendigung der politischen Funktion oder kurz darauf – und werden deshalb auch „fliegende Wechsel“ genannt.



Gefragtes Insiderwissen Wenn Lobbyverbände oder Unternehmen ehemalige Entscheidungsträger einstellen, sichern sie sich Insiderwissen über politische Prozesse und womöglich auch einen privilegierten Zugang zur Politik. Denn ihre Neuzugänge verfügen über gute Kontakte Seitenwechsler



Partei



Eckart von Klaeden Ernst Uhrlau Thomas Matussek Martin Biesel



zu ihren ehemaligen Politikerkolleg/innen und kennen Abläufe, Vorlieben oder Empfindlichkeiten aus eigener Erfahrung. Doch nicht jeder kann einen scheidenden Politiker anheuern. Es sind vor allem finanzstarke Akteure, die von den Seitenwechseln profitieren. Sie können prestigeträchtige und gut bezahlte Jobs bieten. Die bestehenden Machtstrukturen werden so verstetigt und verstärkt. Die Aussicht auf lukrative Jobangebote nach dem Ende der Politikerkarriere schafft Anreize, politische Entscheidungen zugunsten möglicher späterer Arbeitgeber zu treffen – oder diese zumindest nicht gegen sich aufzubringen. Hier besteht die Gefahr, dass Entscheidungen schon mit einem Seitenblick auf spätere Jobchancen getroffen werden. Bereits der öffentliche Verdacht, dass Entscheidungen durch spätere Verdienstmöglichkeiten beeinflusst wurden, schädigt das Vertrauen in demokratische Prozesse.



Alter Job



Neuer Job



CDU



Bis 09/2013 Staatsminister im Kanzleramt



Ab Ende 2013 Cheflobbyist der Daimler AG



SPD



Bis 12/2011 Präsident des Bundesnachrichtendiensts (BND)



Seit 02/2012 Berater bei der Deutschen Bank



parteilos Bis 07/2011 deutscher Botschafter in Indien, zuvor ständiger Vertreter Deutschlands bei den Vereinten Nationen FDP



Bis 06/2011 Staatssekretär im Auswärtigen Amt



Ab 11/2011 bis 2013 Cheflobbyist bei der Deutschen Bank Seit 11/2011 Direktor für internationale Verkehrs rechte und Vorstandsbevollmächtiger bei Air Berlin



Markus Kerber



parteilos Bis 06/2011 Chefvolkswirt im Bundesfinanzministerium



Seit 07/2011 Hauptgeschäftsführer des BDI



Bernd Pfaffenbach



parteilos Bis 05/2011 Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministerium



Seit 12/2011 Berater bei JP Morgan Chase



Wolfgang Hahn



parteilos Bis 04/2011 Leiter der Grundsatzabteilung im Bundes ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung



Seit 05/2011 Lobbyist Kombiverkehr Deutsche Gesellschaft für Güterverkehr



Thomas Steg



parteilos Bis 10/2009 stellv. Regierungssprecher



Seit 02/2012 Cheflobbyist bei VW



1 Antrag der Fraktion FDP: „Verhaltenskodex für ausscheidende Regierungsmitglieder“, 15.2.2006. Drucksache 16/677, http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/006/1600677.pdf (6.6.2013).
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Seitenwechsel



Affären und Fälle: Das Kreisen der Drehtür in den letzten vier Jahren Allein für diese Legislaturperiode erfasst das Portal Seitenwechsel der Lobbypedia 32 Fälle von Seitenwechseln – darunter so prominente Politiker wie Roland Koch oder Dieter Althaus.2 Doch nur der Fall von Klaeden zog eine breitere kritische Diskussion über die Regulierung von Seitenwechseln nach sich. Auch anhand der weniger prominenten Seitenwechsler lassen sich jedoch die Probleme des Gangs durch die Drehtür aufzeigen. So wechselte mit Bernd Pfaffenbach und Markus Kerber Spitzenpersonal aus der Bundesregierung in die Privatwirtschaft – alle drei Fälle wären von unserer Forderung nach einer dreijährigen Karenzzeit betroffen.



Vom Kanzleramt zu JP Morgan „Merkels Ex-Sherpa wechselt zur US-Bank JP Morgan“ – so titelte die Zeitung Die Welt am 7.12.2011. Gemeint ist der frühere parteilose Staatssekretär Bernd Pfaffenbach. Nur ein halbes Jahr nach seiner Pensionierung nahm Merkels „wichtigster Wirtschaftsberater“3 die Funktion des „Senior Advisor“ bei einer der größten US-Banken an. Mitten in der Eurokrise kaufte sich JP Morgan mit Pfaffenbach nicht nur Insiderwissen, sondern auch viele internationale Kontakte ein. Als sogenannter Sherpa (Chefunterhändler) war Pfaffenbach für die Verhandlungen bei mehreren G8-Gipfel zuständig. Er sei – so sagte er gegenüber der Zeitung Tagesspiegel4 – auch nach seiner Zuständigkeit für die G8-Gipfel weiterhin mit vielen Sherpas weltweit persönlich befreundet. Ein zentrales Thema der vergangenen G8-Gipfel war u. a. die Finanzmarktregulierung, die für JP Morgan von größter Bedeutung ist. In einem Interview verriet Pfaffenbach, dass er schon während seiner Amtszeit häufig Angebote aus der Privatwirtschaft erhalten habe.5 Pfaffenbach berät JP Morgan nun in strategischen und wirtschaftspolitischen Fragen.



Aus dem Finanzministerium zum BDI Auch ein zweiter hochrangiger Regierungsmitarbeiter wechselte im Jahr 2011 die Seiten. Markus Kerber – ebenso wie Pfaffenbach in der Öffentlichkeit kaum bekannt und doch von großer Bedeutung für die Bundesregierung – übernahm zum 1.7.2011 das Amt des Hauptgeschäftsführers des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI). Zuvor war Kerber Abteilungsleiter für finanzpolitische und volkswirtschaftliche Grundsatzfragen im Bundesfinanzministerium. Kerber hatte vor seiner Tätigkeit im



Finanz- und zuvor im Innenministerium in der Privatwirtschaft gearbeitet und schien sich einen Seitenwechsel schon länger vorbehalten zu haben: Nach Auskunft der Badischen Zeitung hatte es Kerber stets abgelehnt, verbeamtet zu werden.6 Der Grund: Er wolle Distanz wahren.



Der Autolobbyist am Kabinettstisch Zum Ende der Legislaturperiode und schon mitten im Wahlkampf sorgte der Seitenwechsel des Staatsministers Eckart von Klaeden für Aufsehen. Ende Mai 2013 kündigte der Merkel-Vertraute an, dass er zum Jahresende zur Daimler AG gehen werde. Als neuer Cheflobbyist von Daimler soll er dort den Bereich Politik und Außenbeziehungen leiten. Besondere Brisanz erhält der Fall dadurch, dass von Klaeden seine Jobverhandlungen offensichtlich im Amt geführt hat und auch nach der Ankündigung seines Seitenwechsels weiter für die Bundesregierung arbeiten will. Die Rede von „Daimler-Benz am Kabinettstisch“ machte die Runde.7 Der Zeitpunkt des Wechsels war insofern pikant, als wenige Tage zuvor Merkels Engagement für die Autoindustrie durch die Medien gegangen war.8 Die Oppositionsparteien forderten Merkel auf, ihren Staatsminister zu entlassen und verlangten die Einführung von Karenzzeiten.9



Lobbyisten wechseln in Ministerien Die Drehtür dreht sich auch in die andere Richtung und dies teilweise gleich mehrfach: Lobbyisten aus Verbänden und Unternehmen übernehmen wichtige Positionen in der Politik – und gehen wieder zurück in die Privatwirtschaft und vielleicht auch ein zweites Mal in die Politik. Dafür stehen zwei prominentere Fälle aus den letzten Jahren: Der damalige frisch gebackene Gesundheitsminister Philipp Rösler (FDP) berief Christian Weber zum Abteilungsleiter für Grundsatzfragen im Gesundheitsministerium.10 Zuvor war Weber stellvertretender Leiter des Verbands der Privaten Krankenversicherung. Gerald Hennenhöfer wurde als früherer Atomlobbyist ins Umweltministerium berufen (vgl. Kasten). In beiden Fällen setzte die Bundesregierung Wirtschaftslobbyisten an Schlüsselstellen, um umstrittene Bereiche zu unterstützen: die Gesundheitsreform (Weber) und die Atompolitik (Hennenhöfer). Damit erhielten partikulare Wirtschaftsinteressen und daraus abgeleitete Politikansätze einen strukturellen Vorteil.



2 Siehe Lobbypedia, Übersicht Seitenwechsel: https://www.lobbypedia.de/wiki/Seitenwechsler_im_%C3%9Cberblick (5.6.2013). 3 „Merkels Ex-Sherpa wechselt zur US-Bank JP Morgan“. In: Die Welt, 7.12.2011. http://www.welt.de/politik/deutschland/article13756098/Merkels-Ex-Sherpa-wechselt-zur-US-Bank-JP-Morgan.html (10.5.2013). 4 „Weil ich etwas für mein Land tun will“. In: tagesspiegel.de, 29.5.2011, http://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/staatssekretaer-pfaffenbach-weil-ich-etwas-fuer-mein-land-tun-will/4231956.html (13.5.2013). 5 Ebd. 6 „Ein Verlust für den Finanzminister“. In: Badische Zeitung, 11.5.2011, http://www.badische-zeitung.de/wirtschaft-3/ein-verlust-fuer-den-finanzminister--45142602.html (8.5.2013). 7 So u. a. „Staatsminister Klaeden wechselt zu Daimler“ In: tagesschau.de, 29.5.2013, http://www.tagesschau.de/inland/vonklaeden108.html oder „Merkel-Vertrauter wird Daimler-Lobbyist“. In: zeit-online.de, 29.5.2013, http://www.zeit.de/news/2013-05/29/wirtschaftspolitik-merkel-vertrauter-wird-daimler-lobbyist-29125402 (jeweils 30.5.2013). 8 „Merkel hilft Autolobby beim Streit um CO2-Steuern“. In: zeit-online.de, 27.5.2013, http://www.zeit.de/wirtschaft/2013-05/elektroauto-klimaschutz-merkel (30.5.2013). 9 Siehe u. a. „Staatsminister Klaeden wechselt zu Daimler“ In: tagesschau.de, 29.5.2013, http://www.tagesschau.de/inland/vonklaeden108.html (30.5.2013). 10 „PKV-Lobbyist soll Gesundheitsreform erarbeiten“. In: faz.net, 11.1.2010, http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/personalentscheidung-pkv-lobbyist-soll-gesundheitsreform-erarbeiten-1913058.html (8.5.2013).







Seitenwechsel: Insiderwissen für die Lobbyarbeit



Der Fall Hennenhöfer: Vom Atomaufseher zum Atomlobbyisten und zurück Gerald Hennenhöfer verkörpert wie kaum ein anderer in Deutschland das Prinzip Drehtür – und sorgte auch in dieser Legislaturperiode erneut für Aufsehen.11 In seiner Person verschmelzen Atomindustrie und Umweltministerium. Kurz nach seiner Ernennung zum Umweltminister berief Norbert Röttgen im Dezember 2009 Gerald Hennenhöfer zum Leiter der Abteilung Reaktorsicherheit ins Bundesumweltministerium. Auch Röttgens Nachfolger Peter Altmaier setzte auf die umstrittene Personalie: Er verlängerte Hennenhöfers Vertrag Ende des Jahres 2012 um weitere zwei Jahre, obwohl dieser eigentlich aus Altersgründen in Pension gehen sollte.12 Hennenhöfer hatte den Posten des Abteilungsleiters Reaktorsicherheit bereits in den 1990er Jahren unter der damaligen Umweltministerin Angela Merkel inne. Dazwischen hatte er sich als Atomlobbyist betätigt: Nach dem Regierungswechsel 1998 wechselte Hennenhöfer vom



Ministerium zum Atomkonzern VIAG, der im Jahr 2000 mit VEBA zum Energieriesen E.on fusionierte. Als E.on-Vertreter saß er für die Energiekonzerne bei der Aushandlung des rot-grünen Atomausstiegs am Verhandlungstisch. 13 Außerdem arbeitete er mehrere Jahre für eine Anwaltskanzlei und beriet u. a. den Betreiber des maroden Atommülllagers Asse. Dabei riet er laut Medienberichten dem Asse-Betreiber zu einer zurückhaltenden Informationsstrategie gegenüber der Öffentlichkeit, als dieser wegen Wassereinbrüchen in das Atomlager in die Kritik geriet.14 Nach seinem erneuten Seitenwechsel 2009 war Hennenhöfer daran beteiligt, mit den Atomkonzernen die Laufzeitverlängerung auszuhandeln.15 Mit einem früheren Atomlobbyisten im Umweltministerium ist es fragwürdig, ob Röttgen und Altmaier Sicherheit und Umweltschutz den Vorrang vor Konzerninteressen geben.



Nachdem Gerhard Schröders Seitenwechsel Ende 2005 bekannt geworden war, gab es zunächst rege parlamentarische Aktivitäten. Alle drei Oppositionsfraktionen unter der damaligen großen Koalition reichten Anträge zur Regulierung von Seitenwechseln ein – darunter auch die FDP mit ihrer Forderung nach einer zweijährigen Anzeigepflicht ähnlich der Regelung für Beamte. Kurz vor Ende der vergangenen Legislaturperiode gab es außerdem eine Anhörung unter dem Oberbegriff „Transparenz“. Eine Gesetzesinitiative gab es nicht mehr. In der nächsten Legislaturperiode stellten wiederum die drei Oppositionsfraktionen Anträge – neu war also der Antrag der SPD zu dem Thema. Die FDP – nun als Regierungspartei – stellte diesmal keinen Antrag mehr.



Die Opposition fordert Karenzzeiten Grüne und Linke fordern die Einführung einer Karenzzeit – mindestens drei Jahre die Grünen16 und fünf Jahre die Linke17.



Quelle: GNU, Free Documentation License, Version 1.2.



Reaktionen aus der Politik: Kommentarlos abgelehnt



Die Drehtür kreiste auch in dieser Legislatur periode. Karenzzeiten sind nötig, um ihr einen Riegel vorzuschieben.



11 Beispielhaft für das breite Medienecho: „Umweltminister Röttgen holt Atomlobbyisten“. In: sueddeutsche.de, 30.11.2009, http://www.sueddeutsche.de/politik/kabinett-umweltminister-roettgen-holt-atomlobbyisten-1.138027 (13.5.2013); „Den Bock zum Gärtner gemacht“, In: Frankfurter Rundschau, 1.12.2009, http://www.fr-online.de/politik/kritik-am-neuen-umweltminister--denbock-zum-gaertner-gemacht-,1472596,3278770.html (13.5.2013). 12 „Altmaiers ‚Ohrfeige’ für Asse-Gegner“. In: ndr.de , 2.11.2012, http://www.ndr.de/regional/niedersachsen/hennenhoefer101.html (13.5.2013). 13 „Deutschlands unbeliebtester Lobbyist“. In: taz.de, 10.5.2011, http://www.taz.de/!70467/ (13.5.2013). 14 „Den Bock zum Gärtner gemacht“. In: Frankfurter Rundschau, 1.12.2009, http://www.fr-online.de/politik/kritik-am-neuen-umweltminister--den-bock-zum-gaertner-gemacht-,1472596,3278770. html (13.5.2013). 15 „Den Bock zum Gärtner gemacht“. In: Frankfurter Rundschau, 1.12.2009, http://www.fr-online.de/politik/kritik-am-neuen-umweltminister--den-bock-zum-gaertner-gemacht-,1472596,3278770. html (13.5.2013). 16 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: „Karenzzeit für ausgeschiedene Regierungsmitglieder“. 24.10.2012. Deutscher Bundestag. Drucksache 17/11204, http://dip21.bundestag.de/dip21/ btd/17/112/1711204.pdf (6.6.2013). 17 Antrag der Fraktion DIE LINKE: „Transparenz und Unabhängigkeit im Bundestag und in der Bundesregierung“. 6.11.2012. Deutscher Bundestag. Drucksache 17/11333. http://dip21.bundestag.de/ dip21/btd/17/113/1711333.pdf (6.6.2013).btd/17/112/1711204.pdf (6.6.2013).
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SEITEnwEChSEL



Die SPD18 fordert in Anlehnung an die geltende Regelung für EU-Kommissare, dass ehemalige Bundesminister und parlamentarische Staatssekretäre ihre neuen Tätigkeiten von einer Ethikkommission genehmigen lassen müssen. Aus Kreisen der CDU äußerte sich immerhin Bundestagspräsident Norbert Lammert: „Grundsätzlich würde ich eine Karenzzeit begrüßen“, sagte er gegenüber der Rheinischen Post.19



Phänomen parteiübergreifend ist. Das Versagen der Parteien liegt darin, dass sie in den Phasen zwischen einzelnen medienträchtigen Fällen keine neuen Regeln schaffen. Insbesondere die Union, die seit acht Jahren die größte Regierungspartei ist und die Bundeskanzlerin stellt, ist hier in der Verantwortung.



Die Anträge wurden am 8.11.2012 im Bundestag diskutiert – allerdings gemeinsam mit sechs weiteren Anträgen zu den Themen Nebentätigkeiten und Parteienfinanzierung.20 Das Problem Seitenwechsel war damit ein Thema unter vielen und wurde nur mit wenigen Worten bedacht. Schwarz-Gelb lehnte die drei Oppositionsanträge praktisch kommentarlos ab.



Quelle: CDU/CSU bei Wikimedia Commons, Lizenz: Creative Commons CC BY-SA 3.0.



18



neue Diskussion nach dem Fall Klaeden Als im Mai 2013 Staatsminister von Klaeden seinen Wechsel zur Daimler AG bekannt gab, kritisierte die Opposition dies scharf.21 Politiker der Union verwiesen auf den Wechsel von Gerhard Schröder (SPD) 2005 zu Gazprom oder von Hildegard Müller (CDU) 2008 aus dem Kanzleramt zum Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft.22 Damals habe die SPD auch nichts gegen Seitenwechsel gehabt. Der Fall Klaeden steht beispielhaft dafür, dass konkrete Drehtür-Fälle gerne parteipolitisch debattiert werden, obwohl das



Die Ampel steht auf rot Problematische Seitenwechsel gab es in dieser Legislaturperiode reichlich. Doch das parlamentarische Engagement zum Schließen der Drehtür war mager – zwar gab es mehrere Anträge von der opposition, diese wurden jedoch kaum diskutiert. Auch nach acht Jahren verweist Schwarz-Gelb immer noch auf den Fall Schröder anstatt das grundsätz-



Staatsminister Eckart von Klaeden wird Ende 2013 neuer Chefl obbyist der Daimler AG. Bis zur Bundestagswahl bleibt er im Amt.



un SE RE BE w ER Tu nG



liche Problem anzugehen. Die Regulierung von Seitenwechseln wurde in dieser Legislaturperiode damit nicht nur blockiert, sondern von Seiten der schwarz-gelben Koalition praktisch ganz ignoriert. Die Ampel zur Bewertung der Koalition steht beim Thema Seitenwechsel daher auf Rot.



18 Antrag der Fraktion der SPD: „’Karenzzeit’ für ehemalige Bundesminister und Parlamentarische Staatssekretäre in Anlehnung an EU-Recht einführen“. 6.11.2012. Deutscher Bundestag. Drucksache 17/11318. http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/113/1711318.pdf (6.6.2013). 19 Zitiert in: „Lammert regt Karrenzzeit für ausscheidende Abgeordnete an“. In: welt.de, 1.11.12, http://www.welt.de/newsticker/news3/article110494452/Lammert-regt-Karenzzeit-fuer-ausscheidende-Abgeordnete-an.html (15.5.2013). 20 Protokoll der 204. Sitzung des Bundestages. Zusatztagesordnungspunkte 5 und 6 und Tagesordnungspunkt 46, 8.11.2012, Drucksache 17/204, Plenarprotokoll Deutscher Bundestag 17/204. http:// dipbt.bundestag.de/dip21/btp/17/17204.pdf (6.6.2013). 21 Siehe u. a. „Staatsminister Klaeden wechselt zu Daimler“. In: tagesschau.de, 29.5.2013, http://www.tagesschau.de/inland/vonklaeden108.html (30.5.2013). 22 Streit um Klaeden-Wechsel geht weiter“. In: tagesschau.de, 30.5.2013, http://www.tagesschau.de/inland/klaedenstreit102.html (30.5.2013), „Klaeden verzichtet auf Versorgungsansprüche“. In: rp-online.de, 30.5.2013, http://www.rp-online.de/politik/deutschland/klaeden-verzichtet-auf-versorgungsansprueche-1.3433962 (5.6.2013).







Seitenwechsel: Insiderwissen für die Lobbyarbeit



Hintergrund: Die Regulierung von Seitenwechseln Bis heute gibt es keine Regeln für die Seitenwechsel von Mitgliedern der Bundesregierung und parlamentarischen Staatssekretären. Für Beamte dagegen gibt es Regeln: Sie dürfen nach Ende des aktiven Beamtenverhältnisses innerhalb von drei bzw. fünf Jahren kein Arbeitsverhältnis aufnehmen, das ihre dienstlichen Interessen beeinträchtigen könnte.23 Bei der Neufassung des entsprechenden Abschnitts im Bundesbeamtengesetz heißt es zur Begründung: „Die Vorschrift soll verhindern, dass durch den Anschein einer voreingenommenen Amtsführung im Hinblick auf spätere Karriereaussichten oder durch die private Verwertung von Amtswissen nach Beendigung des Beamtenverhältnisses das Vertrauen der Allgemeinheit in die Integrität des öffentlichen Dienstes beeinträchtigt wird.“ 24 Auf Landesebene gibt es auch Regelungen für Mitglieder der Landesregierung: In Nordrhein-Westfalen sind ehemalige Regierungsmitglieder dazu verpflichtet, ihre Nachfolgetätigkeit anzuzeigen. Außerdem gilt für sie – analog zu den Landesbeamten – eine fünfjährige Karenzzeit, wenn die neue Tätigkeit ihren dienstlichen Pflichten entgegensteht.25 Die EU-Kommission verpflichtet Kommissare nach ihrem Ausscheiden aus der Kommission dazu, Anschlusstätigkeiten anzuzeigen und überprüfen zu lassen. Innerhalb von eineinhalb Jahren darf die Kommission Tätigkeiten verbieten oder Auflagen erteilen. Ehemalige Kommissare dürfen „in Fragen, für die sie während ihrer Amtszeit zuständig waren, weder Lobby-Arbeit betreiben noch für ihre Sache werben“26. Zuständig für die Überprüfung und Genehmigung der Anschlussbeschäftigung ist ein sogenanntes Ethikkomitee.



Unsere forderung: Karenzzeiten für politisches Spitzenpersonal! Selbst die bestehenden Regeln für Spitzenbeamte werden in der Praxis so großzügig ausgelegt, dass sie ihren Zweck verfehlen.29 Auch Transparenzvorschriften, etwa die Verpflichtung, die Aufnahme einer neuen Tätigkeit öffentlich bekannt zu machen, gibt es nicht. So bleibt für die Öffentlichkeit oft unklar, in welche Posten Ex-Politiker und Ex-Beamte wechseln und in wessen Auftrag sie Lobbyarbeit machen. Dabei hat das Phänomen Seitenwechsel nach Untersuchungen des Magazins Der Spiegel in den letzten Jahren zugenommen.30 Um den fliegenden Wechseln Schranken zu setzen, ist eine Karenzzeit nötig, also eine Abkühlphase, während der ehemalige Politiker keine Lobbytätigkeiten ausüben dürfen. Nach dieser Zeit ist ihr Insiderwissen zumindest in Teilen veraltet, Kontakte sind abgekühlt oder frühere Kollegen nicht mehr in den alten Posten verblieben.



 Wir fordern eine dreijährige Karenzzeit für Kanzler/Kanzlerin, Minister/innen, Staatssekretär/innen und Abteilungsleiter/innen in Ministerien. Innerhalb dieser Karenzzeit muss ein Wechsel in Lobbytätigkeiten generell, also nicht nur im Bereich der zuvor bearbeiteten Fachgebiete, verboten sein. Dabei darf dieses Verbot nicht durch den Verzicht auf Beamten- oder sonstige Rentenbezüge zu umgehen sein.



 Wir fordern ein Verbot von Jobverhandlungen während der Amtszeit für Kanzler/Kanzlerin, Minister/innen, Staatssekretär/innen und Abteilungsleiter/innen in Ministerien.



Karenzzeiten gibt es auch in der Privatwirtschaft: Die Gewerbeordnung bietet die Möglichkeit, Beschäftigten nach Ende ihrer Tätigkeit zwei Jahre lang eine Anschlussbeschäftigung bei einem Konkurrenzunternehmen zu verbieten.27 Das Aktiengesetz sieht vor, dass Vorstandsmitglieder erst zwei Jahre nach ihrem Ausscheiden in den Aufsichtsrat desselben Unternehmens wechseln dürfen. 28



23 Drei Jahre gelten für Beamte, die mit Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand gehen, fünf Jahre für einen vorzeitigen Wechsel, vgl. Bundesbeamtengesetz § 105, Abs. 1 und 2. 24 Deutscher Bundestag. Gesetzesentwurf der Bundesregierung. Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung und Modernisierung des Bundesdienstrechts (Dienstrechtsneuordnungsgesetz – DneuG), 12.11.2007, Drucksache 16/7076, S. 124. 25 Gesetz zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und zur Errichtung und Führung eines Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen (Korruptionsbekämpfungsgesetz – KorruptionsbG), § 19. 26 Verhaltenskodex für Kommissionsmitglieder K (2011) 2904. 27 Gewerbeordnung, § 110 in Verbindung mit § 74 und § 75 Handelsgesetzbuch. Ein solches vorübergehendes Beschäftigungsverbot erfolgt nach einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Der Arbeitgeber ist in einem solchen Fall zur Zahlung einer Entschädigung verpf lichtet. 28 Aktiengesetz, § 100, Abs. 2, S1, Nr. 4. Eine Wahl kann dennoch erfolgen, wenn der Kandidat von Aktionären, die mehr als 25 Prozent der Stimmrechte an der Gesellschaft halten, vorgeschlagen wurde. 29 Das belegen zwei Beispiele: LobbyControl: „Gasprom-Bürgschaft bringt Koch-Weser in Bedrängnis“, 6.4.2006. http://www.lobbycontrol.de/2006/04/gasprom-burgschaft-bringt-koch-weser-in-bedrangnis (15.5.2013) und „Silberfüchse“ In: Der Spiegel, 37/2012, S. 68 f. 30 Dazu hat der Spiegel die Karrieren aller Bundesminister der Jahre 1969 bis 1982 mit denen aus der Zeit ab dem Jahr 2000 abgeglichen. Vgl. „Silberfüchse“. In: Der Spiegel, 37/2012, S. 65.
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PARTEIEnFInAnZIERunG



Parteienfinanzierung: Transparenz ermöglicht Kontrolle Sei es die sogenannte Mövenpick-Spende oder die „Rent-a-Rüttgers“-Affäre – Skandale rund um das Thema Parteienfinanzierung verfolgten die schwarz-gelbe Regierung durch die gesamte Legislaturperiode. Diskussionsstoff lieferte auch die harsche Kritik der Staatengruppe gegen Korruption GRECO an der deutschen Parteienfinanzierung. Mit ihren zehn Reformvorschlägen bot sie gute Anknüpfungspunkte, um Veränderungen in die Wege zu leiten. Kurzum: Die Ausgangslage für mehr Transparenz und klarere Regeln bei der Parteienfinanzierung war eigentlich gut. Dennoch tat sich die schwarz-gelbe Koalition durch Nichtstun hervor: Weder bei Parteispenden und Parteisponsoring noch bei



Parteifirmen wurden die geltenden Regeln nachgebessert. Hierfür steht Deutschland auch international in der Kritik: Wegen der Tatenlosigkeit der Bundesregierung bei der Reform der Parteienfinanzierung hat der Europarat mittlerweile die zweite Stufe seines Mahnverfahrens gegen Deutschland eingeleitet.



 unsere Bewertung der schwarz-gelben Politik der letzten Jahre: Im Bereich der Parteienfinanzierung hat Schwarz-Gelb blockiert.



Das Problem: Parteienfinanzierung – intransparent und ohne Schranken



Transparenz ermöglicht Kontrolle und Kritik Sind Parteispenden intransparent, fehlt für die Öffentlichkeit die Möglichkeit der Kontrolle und Kritik. Insbesondere wenn Großspenden nicht zeitnah offengelegt werden, bleibt unsichtbar, ob sie eventuell mit laufenden Entscheidungsprozessen, die den Spender betreffen, zusammenfallen. Zudem spiegeln Parteispenden gesellschaftliche Ungleichgewichte wieder. Nur finanzstarke Interessengruppen oder reiche Einzelpersonen verfügen über die nötigen Mittel, um eine Partei gezielt zu fördern. Wenn Spenden- und Sponsoringgelder in unbegrenzter Höhe fließen können, trägt dies dazu bei, bestehende Ungleichheiten zu festigen.



> 50.000 €, müssen umgehend veröffentlicht werden (1.814.433,59 €). > 10.000 €, werden in den Rechenschaftsberichten der Parteien veröffentlicht (12.185.632,41 €)



56,3 %



natürliche Personen (30.329.245 €)



17,4 %



juristische Personen (9.240.703 €)
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